Rede zur Schulsozialarbeit – Lutz Köhler – Kreistag 10.11.2008
Es gilt das gesprochene Wort.

Herr Vorsitzender,

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

die CDU Fraktion stimmt dem Konzept „Schulsozialarbeit im Landkreis Darmstadt-Dieburg“  zu. Besonders freut es uns, dass nach so langem Warten endlich vom 1.Kreisbeigeordneten ein Schritt in die richtige Richtung gemacht wurde. Gefreut hat es uns auch, dass unser Änderungsantrag zur Vorlage des Projektberichtes bereits zum 30.9.2010 im Ausschuss eine Mehrheit gefunden hat. Nur so können bereits zum Haushaltsjahr 2011 die nötigen Entscheidungen getroffen werden.

Für uns als Union ist die Schulsozialarbeit heute eine wesentliche und unbedingt nötige Stütze des Schulalltages. Wir haben bereits in der Vergangenheit hierzu immer wieder Anträge gestellt. Jedoch entschied sich die Mehrheit in diesem Hause dafür unsere Schulen mit nur 3,5 Stellen in der projektierten Schulsozialarbeit abzuspeisen. Viele Gemeinden entschieden sich deshalb dafür selbst die Schulsozialarbeit zu bezahlen, obwohl diese ausdrücklich nicht in deren Aufgabengebiet fällt.

Dieses Engagement der Gemeinden im Landkreis wird aber wahrscheinlich durch dieses Konzept des ersten Kreisbeigeordneten zu Nichte gemacht. Zum einem, da das Konzept über die Schulumlage finanziert wird und die Kommunen die bereits Schulsozialarbeit durchführen hierauf  keine Anrechnungsmöglichkeiten erhalten und zum anderen weil der Landreis in seiner sozialdemokratischen Staatsgläubigkeit sich anmaßt „koordinierend“ in die Arbeit der kommunalen Schulsozialarbeit einzugreifen.

Man muss sich das mal genau vorstellen, da erbringt eine Gemeinde, wie zum Beispiel meine Heimatstadt, seit Jahren einen erheblichen finanziellen Aufwand, den sie noch nicht mal erbringen müsste und dann entschließt sich nach Jahren der Vernachlässigung der Landkreis seine Schulsozialarbeit auszubauen und dann will der Kreis den kommunalen Mitabeitern auch noch sagen, wie und wo sie ihre Arbeit in Zukunft zu verrichten haben.

Meine Damen und Herren, dass ist ein Schlag ins Gesicht der Bürgermeister, der kommunalen Entscheidungsträger und letztendlich den Schulsozialarbeitern vor Ort wie er schwerer gar nicht sein kann. Und deshalb haben wir unsere Bedenken, dass die eine oder andere Gemeinde ihre Schulsozialarbeit nun einstellen wird. Aber das ist gerade nicht, dass was unsere Kinder und Jugendlichen in unseren Schulen brauchen.

Letztendlich funktionierte die Abstimmung mit den Bürgermeistern in dieser Angelegenheit nicht, was nun nicht gerade für die gelungene Amtsführung des 1. Kreisbeigeordneten spricht. 

Außerdem wurde noch nicht mal ordentlich ermittelt, welche Angebote der Schulsozialarbeit es im vom Land und den Kommunen im Landkreis gibt und uns vorgelegt. 

Des Weiteren erheben wir unsere Bedenken gegen den pädagogischen Erfolg dieser Art von Schulsozialarbeit.  Wir können uns nur schwer Vorstellen, wie man eine erfolgreiche pädagogische Arbeit gewährleisten will, wenn zum Beispiel an einer Gesamtschule mit 1200 Schülern gerade mal eine ¾ Stelle gibt. Oder eine ¼ Stelle an einer Schule mit 500 Schülern, auch wenn die Ferienzeit versetzt vor- oder 

nachgearbeitet wird Man bedenke dazu noch die Fahrzeiten der Schulsozialarbeitern zwischen den einzelnen Schulen und die anderen vielfältigen Tätigkeiten, welche die Schulsozialarbeiter erfüllen sollen.  

Man sieht also ganz klar, dass diese Art von Schulsozialarbeit nur ein Feigenblatt des 1.Kreisbeigeordneten im anstehenden Landratswahlkampf  und kein ausreichende Maßnahme ist um unsere Jugend wirklich zu fördern. 

Wir sind der Ansicht, dass für einen Erfolg des Konzeptes es einer deutlichen Aufstockung der personellen Ressourcen bedarf. Die Finanzierung wäre für den Landkreis ein leichtes, wenn endlich mal wirtschaftlich Vernunft Einzug in die Eigenbetriebe des Landkreises halten würde oder Verluste wie bei der MVZ Nichtgründung  vermieden würden. 

Abschließend möchte ich sagen, dass die CDU die Bedeutung der Schulsozialarbeit erkannt hat und in der Zukunft mehr Stellen in diesem Bereich fordert. Die Zerstörung der kommunalen Angebotsstrukturen bedauern wir und sehen hier eine weitere unerledigte Aufgabe. Da das Konzept jedoch in die richtige Richtung geht stimmen wir heute zu. 

